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Einleitung


Betriebsprüfungen werden regelmäßig mit dem Finanzamt in Verbindung gebracht. Weniger geläufig sind dagegen die Betriebsprüfungen der Deutschen Rentenversicherung bei den Arbeitgebern. Um diese soll es in der vorliegenden Abhandlung gehen.









Die sozialversicherungsrechtliche Betriebsprüfung


Die Rechtsgrundlage der sozialversicherungsrechtlichen Betriebsprüfung durch die Deutsche Rentenversicherung findet sich im Sozialgesetzbuch IV, konkret in § 28 p SGB IV.


Danach umfasst die Prüfung die ordnungsgemäße Erfüllung




	der Meldepflichten als Arbeitgeber und


	der sonstigen Pflichten im Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag, wie zum Beispiel die richtigen Beitragszahlungen.




Geprüft werden die Entgeltunterlagen auch der Beschäftigten, für die Beiträge nicht gezahlt wurden. Beschäftigte, für die Beiträge nicht gezahlt wurden, können zum Beispiel freie Mitarbeiter, Beamte, geringfügig Beschäftigte sein.


Die sozialversicherungsrechtlichen Betriebsprüfungen sollen mindestens alle vier Jahre erfolgen.


Betriebsprüfungen finden in kürzeren Abständen statt , wenn




	der Arbeitgeber dies beantragt oder


	die Einzugsstelle eine frühere Prüfung bei dem Arbeitgeber für erforderlich hält (zum Beispiel bei Insolvenzereignissen [Eröffnung/Nichteröffnung eines Insolvenzverfahrens, vollständige Beendigung der Betriebstätigkeit ohne Insolvenzeröffnungsantrag], Schwarzarbeit, illegaler Beschäftigung, Betriebsschließung, vermutete Beitragshinterziehung oder Ähnlichem).




Einzugsstelle ist diejenige Krankenkasse, von der die Krankenversicherung des Beschäftigten durchgeführt wird und an die der Gesamtsozialversicherungsbeitrag vom Arbeitgeber abzuführen ist.


Nicht geprüft werden Arbeitgeber wegen Beschäftigten in privaten Haushalten. Gemäß § 8 a SGB IV ist eine Beschäftigung in einem Privathaushalt dann gegeben, wenn diese durch einen privaten Haushalt begründet ist und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt wird. Eine Beschäftigung in einem Privathaushalt liegt dagegen nicht vor, wenn das Beschäftigungsverhältnis von einer Dienstleistungsagentur oder einem anderen Unternehmen begründet oder mit einer Wohnungseigentümergemeinschaft abgeschlossen wurde.


Auch wenn Arbeitgeber wegen Beschäftigten in privaten Haushalten nicht geprüft werden, dürfen die Träger der Rentenversicherung gleichwohl Beitragsprüfungen und Beitragsnachforderungen bei Feststellung von Schwarzarbeit oder illegaler Beschäftigung in privaten Haushalten vornehmen.









Zuständigkeit der Deutschen Rentenversicherung


Das Gesetz überträgt die sozialversicherungsrechtliche Betriebsprüfung den Trägern der Rentenversicherung.


Träger der Rentenversicherung sind:




	die Deutsche Rentenversicherung Bund


	die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und


	die Regionalträger (früher die Landesversicherungsanstalten)




Aktuell gibt es 14 Regionalträger:




	Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg


	Deutsche Rentenversicherung Bayern


	Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg


	Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover


	Deutsche Rentenversicherung Hessen


	Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland


	Deutsche Rentenversicherung Nord


	Deutsche Rentenversicherung Nordbayern


	Deutsche Rentenversicherung Oldenburg-Bremen


	Deutsche Rentenversicherung Rheinland


	
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz


	Deutsche Rentenversicherung Saarland


	Deutsche Rentenversicherung Schwaben


	Deutsche Rentenversicherung Westfalen




Welcher Träger der Rentenversicherung die Betriebsprüfung durchzuführen hat, regelt das Gesetz nicht. Es sieht lediglich vor,




	dass sich die Träger der Rentenversicherung darüber abzustimmen haben, welche Arbeitgeber von ihnen geprüft werden, sowie


	dass ein Arbeitgeber jeweils nur von einem Träger der Rentenversicherung zu prüfen ist.




Danach richtet sich die Zuständigkeit nach der Betriebsnummer des Arbeitgebers, und zwar des Hauptbetriebes. Hauptbetrieb ist derjenige Betrieb, welcher in der nach § 28 a Abs. 3 SGB IV erfolgten Meldung als Arbeitgeber angegeben ist und demzufolge die Beiträge schuldet. Falls es Unterbetriebe mit eigenen Betriebsnummern gibt, sind diese hier nicht relevant. Die Betriebsnummer wird von der Agentur für Arbeit vergeben. Maßgebend für die Frage der Zuständigkeit ist die Endziffer der Betriebsnummer. Es gilt dabei Folgendes:





	Endziffern 0 bis 4 →

	Deutsche Rentenversicherung Bund





	
Endziffern 5 bis 9 →

	ein Regionalträger der Deutschen Rentenversicherung







Wird die Entgeltabrechnung von einer externen Abrechnungsstelle (zum Beispiel einem externen Lohnbüro, einem Steuerberater) durchgeführt, ist deren Betriebsnummer ausschlaggebend.


Darüber hinaus gibt es noch weitere Zuständigkeiten, und zwar:





	Knappschaftlich versicherte Arbeitnehmer seemännisch Beschäftigte → Beschäftigte der Bahn

	Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See





	Ausschließlich mitarbeitende Familienangehörige → in der Landwirtschaft

	Landwirtschaftliche Krankenkasse







Hat ein Arbeitgeber mehrere Beschäftigungsbetriebe, wird er insgesamt geprüft.


Bei einer außerplanmäßigen Prüfung („Ad hoc-Prüfung“) zum Beispiel wegen eines Insolvenzereignisses richtet sich die Zuständigkeit generell nach der Betriebsnummer des Betriebs.









Der Arbeitgeber


Geprüft werden die Arbeitgeber. Da Gegenstand der Prüfung die Erfüllung der Pflichten im Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist und diese Pflichten den Arbeitgeber treffen, muss derjenige, der geprüft wird, Arbeitgeber sein. Dies kann im Einzelfall durchaus Anlass zu Meinungsverschiedenheiten geben.




Beispiel:


A ist Sprecher des Studentenrates an der Hochschule H im Freistaat Sachsen. Der Studentenrat ist nach dem sächsischen Hochschulrecht das Organ der Studentenschaft. Die Studentenschaft wiederum ist rechtsfähige Teilkörperschaft der Hochschule; sie kann für sich -im Rahmen der Gesetzeein Selbstverwaltungsrecht in Anspruch nehmen.


Die Deutsche Rentenversicherung vertrat die Meinung, der Freistaat sei Arbeitgeber und schulde den Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Der Freistaat Sachsen war dagegen der Auffassung, dass nicht er Arbeitgeber sei, sondern die Studentenschaft und damit diese die Beiträge schulde.





§ 7 SGB IV definiert Beschäftigung als die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Kennzeichnend ist demzufolge eine persönliche, abhängige, weisungsgebundene Beschäftigung in einem Arbeitsverhältnis. Arbeitgeber ist demnach „derjenige, dem der Anspruch auf die vom Beschäftigten nach Maßgabe des Weisungsrechts geschuldete Arbeitsleistung zusteht und der dem Beschäftigten dafür als Gegenleistung zur Entgeltzahlung verpflichtet ist“ (BSG vom 27.07.2011, B 12 KR 10/09 R). Leistung und Gegenleistung stehen in einem Austauschverhältnis.




Ergebnis zu obigem Beispiel:


Das Bundessozialgericht (BSG vom 27.07.2011, B 12 KR 10/09 R) hat die Entscheidung der Vorinstanz bestätigt, dass nicht der Freistaat Sachsen Arbeitgeber ist, sondern die Studentenschaft. A unterlag den Weisungen des Studentenrates und schuldete diesem seine Arbeitsleistung; der Aufwandsentschädigungsanspruch des A wurde aus den Mitteln der Studentenschaft beglichen. Damit schuldete nicht der Freistaat Sachsen die Gesamtsozialversicherungsbeiträge des Beschäftigten A (Sprecher des Studentenrates), sondern die Studentenschaft.





Arbeitgeber können sein:




	natürliche Personen (das sind Privatpersonen, aber auch eingetragene Kaufleute)


	juristische Personen des Privatrechts (das sind zum Beispiel Aktiengesellschaft - AG, Gesellschaft mit beschränkter Haftung - GmbH, Unternehmergesellschaft - UG (haftungsbeschränkt), Verein - e.V., Stiftung, Genossenschaft - e.G.)


	
juristische Personen des öffentlichen Rechts (das sind zum Beispiel Körperschaften des öffentlichen Rechts, Anstalten des öffentlichen Rechts, Stiftungen des öffentlichen Rechts)


	Personengesellschaften (das sind zum Beispiel BGB-Gesellschaft - GbR, Offene Handelsgesellschaft - OHG, Kommanditgesellschaft - KG).






Besonderheiten beim Arbeitgeber


Betriebsinhaber und derjenige, der den Betrieb führt, müssen nicht zwangsläufig identisch sein. Es stellt sich dann die Frage, wer Arbeitgeber ist.


Tritt jemand in fremdem Namen und auf fremde Rechnung auf, zum Beispiel der Geschäftsführer, kommt das Arbeitsverhältnis mit dem Betriebsinhaber zustande.


Problematisch kann der Fall sein, wenn jemand in eigenem Namen aber auf fremde Rechnung in Erscheinung tritt. Maßgebend kann hier nur sein, wer aus dem geschlossenen Vertrag Rechte und Pflichten herleiten kann. Dies wird regelmäßig der Betriebsinhaber sein, nicht der in eigenem Namen aber auf fremde Rechnung Handelnde.


Auch bei der Beschäftigung von Leiharbeitnehmern gibt es Besonderheiten. Hier ist zwischen wirksamem Leiharbeitsverhältnis (zwischen Entleiher und Arbeitnehmer) sowie unwirksamem Leiharbeitsverhältnis zu unterscheiden.


Bei einem wirksamen Leiharbeitsverhältnis ist der Entleiher Arbeitgeber. Allerdings sieht § 28 e Abs. 2 SGB IV eine Haftung des Entleihers wie ein selbstschuldnerischer Bürge vor. Selbstschuldnerische Bürgschaft bedeutet, dass der Entleiher von der Einzugsstelle direkt in Anspruch genommen werden kann, ohne sich zuvor an den Entleiher wenden zu müssen.


Bei einem unwirksamen Leiharbeitsverhältnis (das heißt einer unerlaubten Arbeitnehmerüberlassung) kommt im Wege einer Gesetzesfiktion ein Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Arbeitnehmer zustande, § 10 Abs. 1 AÜG. In diesem Fall, also bei unerlaubter Arbeitnehmerüberlassung, ist Arbeitgeber der Entleiher mit der Folge, dass der Entleiher die sozialversicherungsrechtlichen Pflichten zu erfüllen hat und bei diesem die Betriebsprüfung stattfindet.


Im Fall der Insolvenz und der Bestellung eines Insolvenzverwalters tritt dieser an die Stelle des Betriebsinhabers (des Insolvenzschuldners) und wird Arbeitgeber mit den sozialversicherungsrechtlichen Pflichten. Der Insolvenzverwalter hat die Möglichkeit, den Geschäftsbetrieb des Insolvenzschuldners für dessen selbständige Tätigkeit freizugeben. In diesem Fall gehen die Verfügungs- und Verwaltungsrechte wieder auf den Betriebsinhaber über. Damit ist der Betriebsinhaber wieder Arbeitgeber.


Im Fall der Bestellung eines vorläufigen Insolvenzverwalters (das heißt vor Eröffnung des Insolvenzverfahren) kommt es auf den Inhalt des Beschlusses des Insolvenzgerichtes an. Das Insolvenzgericht kann dem Insolvenzschuldner ein allgemeines Verfügungsverbot auferlegen. Dann geht die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis auf den vorläufigen Insolvenzverwalter über. Dieser ist dann Arbeitgeber. Dies gilt auch dann, wenn das Insolvenzgericht zwar kein allgemeines Verfügungsverbot des Schuldners anordnet, dem vorläufigen Insolvenzverwalter jedoch die Arbeitgeberfunktion überträgt. Ist weder das Eine noch das Andere erfolgt, bleibt der Betriebsinhaber (Insolvenzschuldner) Arbeitgeber.


Bei der Betriebsnachfolge geht ein Betrieb beziehungsweise ein Betriebsteil auf einen neuen Betriebsinhaber über, entweder durch Vertrag (dann auch Betriebsübergang genannt) oder durch Gesamtrechtsnachfolge. Gesamtrechtsnachfolge bedeutet, dass ein Vermögen als Ganzes mit allen Rechten und Pflichten übergeht. Die Gesamtrechtsnachfolge kommt im Erbrecht beim Tod einer Person oder im Wirtschaftsrecht bei der Umwandlung von Unternehmen (zum Beispiel Verschmelzung, Spaltung) vor. Der Rechtsnachfolger wird erst mit seinem Eintritt in die Rechtsstellung als Betriebsinhaber Arbeitgeber im Sinne des Sozialversicherungsrechts, so dass er erst ab diesem Zeitpunkt die sozialversicherungsrechtlichen Pflichten zu erfüllen hat (vgl. Bayrisches LSG, Beschluss vom 28.01.2011, L 5 R 848/10 B ER). Der Rechtsnachfolger haftet daher regelmäßig nicht für die Gesamtsozialversicherungsbeiträge, die vor seinem Eintritt entstanden sind (dies im Gegensatz zur zivilund arbeitsrechtlichen Haftung nach § 613 a BGB sowie der steuerrechtlichen Haftung nach § 75 AO). Dies bedeutet aber auch, dass der Rechtsvorgänger seine Arbeitnehmer sozialversicherungsrechtlich abzumelden und der Rechtsnachfolger die (übernommenen) Arbeitnehmer sozialversicherungsrechtlich anzumelden hat.










Das Prüfverfahren


Eingeleitet wird das Prüfverfahren mit der Ankündigung durch die Deutsche Rentenversicherung., § 7 Abs. 1 BVV (Beitragsverfahrensordnung).


Die Ankündigung soll einen Monat vor der Prüfung erfolgen; sie muss es spätestens 14 Tage vor der Prüfung. Mit Zustimmung des Arbeitgebers kann davon abgewichen werden. In Ausnahmefällen kann die Prüfung ohne Ankündigung durchgeführt werden, und zwar dann, wenn besondere Gründe eine Prüfung bei dem Arbeitgeber erforderlich machen. Besondere Gründe bedingen eine Eilbedürftigkeit, zum Beispiel einen Verdacht auf Schwarzarbeit.


Grundsätzlich hat der Arbeitgeber ein Wahlrecht, wo die Prüfung stattfinden soll, entweder in seinen eigenen Geschäftsräumen oder in den Geschäftsräumen der Deutschen Rentenversicherung, § 98 Abs. 1 S. 3 SGB X. Dieses Wahlrecht entfällt, wenn besondere Gründe eine Prüfung in den Geschäftsräumen des Arbeitgebers notwendig machen, zum Beispiel bei einem Verdacht auf Schwarzarbeit.


Hat der Arbeitgeber einen Steuerberater, ein Rechenzentrum, ein Lohnbüro oder eine sonstige externe Stelle mit der Abrechnung der Löhne und Gehälter und/oder der Erstattung der Meldungen beauftragt, findet die Prüfung bei dieser externen Abrechnungsstelle statt, § 28p SGB IV. Davon unabhängig bleibt es dem Arbeitgeber unbenommen, eine Prüfung in seinen eigenen Geschäftsräumen oder in den Geschäftsräumen der Deutschen Rentenversicherung zu beantragen.


Findet die Prüfung bei dem Arbeitgeber statt, hat dieser dem Prüfer einen zur Durchführung der Prüfung geeigneten Raum oder Arbeitsplatz sowie die erforderlichen Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. Kosten, die durch die Prüfung entstehen, werden nicht erstattet, ebenso wenig Verdienstausfall. Dies sieht § 7 Abs. 2 BVV vor.


Dasselbe gilt, wenn bei der externen Abrechnungsstelle geprüft wird, § 12 BVV.


Der Prüfer darf für die Prüfung auf Kosten der Deutschen Rentenversicherung schriftliche Unterlagen des Arbeitgebers vervielfältigen und elektronische Unterlagen speichern, soweit dies für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist.


Der Prüfungszeitraum beträgt in der Regel 4 Jahre. Der Grund hierfür liegt in der Verjährung. Ansprüche auf Beiträge verjähren regelmäßig in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie fällig geworden sind, § 25 Abs. 1 S. 1 SGB IV. Etwas Anderes gilt für vorsätzlich vorenthaltene Beiträge; diese verjähren in dreißig Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie fällig geworden sind, § 25 Abs. 1 S. 2 SGB IV.


Für die Dauer der Betriebsprüfung beim Arbeitgeber ist die Verjährung gehemmt, § 25 Abs. 2 SGB IV. Diese Hemmung der Verjährung tritt nicht ein, wenn die Prüfung unmittelbar nach ihrem Beginn für mehr als 6 Monate unterbrochen wird und die prüfende Stelle diese Unterbrechung der Prüfung zu vertreten hat.


Die Größe des Betriebes bedingt die Dauer der Prüfung. Bei kleineren Unternehmen kann die Prüfung ein bis zwei Tage in Anspruch nehmen. Bei größeren Unternehmen mit einer beträchtlichen Anzahl von Beschäftigten dauert die Prüfung naturgemäß länger; es können dann auch mehrere Prüfer tätig werden.









Zeitgleiche Prüfung der Lohnsteuer


Wie aus dem vorhergehenden Abschnitt ersichtlich, ist die Betriebsprüfung für den Arbeitgeber zeitaufwendig und auch mit erheblichen Einschränkungen im täglichen Arbeitsablauf verbunden. Das Gesetz sieht deshalb in § 42f Abs. 4 EStG [Einkommenssteuergesetz] vor, dass der Arbeitgeber verlangen kann, dass eine Lohnsteuer-Außenprüfung sowie die Betriebsprüfung der Deutschen Rentenversicherung nach § 28p SGB IV zur gleichen Zeit durchgeführt werden.


Die Lohnsteuer-Außenprüfung erstreckt sich insbesondere auf folgende Prüfpunkte:




	
Erfassung sämtlicher Arbeitnehmer (zum Beispiel: Prüfung der richtigen Abgrenzung Arbeitnehmer und freier Mitarbeiter)


	Berücksichtigung aller zum Arbeitslohn gehörenden Einnahmen einschließlich der Sachleistungen


	richtige Berechnung der Lohnhöhe sowie der Lohnsteuer.




Ob das Verlangen nach einer zeitgleichen Prüfung der Lohnsteuer durch das Finanzamt und der Gesamtsozialversicherungsbeiträge durch die Deutsche Rentenversicherung Sinn macht, sollte in jedem Einzelfall geprüft werden.


Eine regelmäßige Lohnsteuer-Außenprüfung sieht das Gesetz nicht vor. Zwar unterliegen auch Steueransprüche der Verjährung. So ist eine Lohnsteuerfestsetzung nicht mehr zulässig, wenn die Festsetzungsfrist von 4 Jahren abgelaufen ist, § 169 AO (außer bei Steuerhinterziehung und leichtfertiger Steuerverkürzung). Die Anordnung einer Lohnsteuer-Außenprüfung liegt jedoch im pflichtgemäßen Ermessen des Finanzamtes. Regelmäßige, d.h. nahtlose, sich an den vorhergehenden Prüfzeitraum anschließende Prüfungen finden bei Großbetrieben statt. Wer als Großbetrieb gilt, wird vom Bundesministerium für Finanzen und den obersten Finanzbehörden der Länder festgelegt. Seit dem 01.01.2024 gilt zum Beispiel ein Handelsbetrieb mit Umsatzerlösen von 14.000.000,00 € oder einem steuerlichen Gewinn von 800.000,00 € als Großbetrieb (Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen vom 15.12.2022, GZ: IV A 8 - S 1450/19/10001 :003, DOK 2022/0957811). In der Praxis spielt bei der Lohnsteuer-Außenprüfung teilweise auch die Anzahl der Beschäftigten eine Rolle (bei mehr als 20 Beschäftigten kann von einem Großbetrieb ausgegangen werden).


Mittel-, Klein- und Kleinstbetriebe werden dagegen in unregelmäßigen Abständen geprüft, obwohl auch hier Anschlussprüfungen, also nahtlose Prüfungen der Prüfzeiträume möglich sind.


Insofern sollte gut überlegt werden, ob die Möglichkeit, eine zeitgleiche Lohnsteuer-Außenprüfung zu beantragen, tatsächlich genutzt werden soll.


Hinzu kommen noch verfahrensrechtliche Besonderheiten beziehungsweise Abweichungen.


Die Lohnsteuer-Außenprüfung findet regelmäßig in den Geschäftsräumen des Arbeitgebers statt, § 200 Abs. 2 AO [Abgabenordnung]. Soweit ein zur Durchführung der Außenprüfung geeigneter Geschäftsraum beim Arbeitgeber nicht vorhanden ist und auch eine Prüfung in den Wohnräumen des Arbeitgebers nicht erfolgen kann, wird in den Geschäftsräumen des Finanzamtes geprüft. Eine Prüfung beim Steuerberater oder einer sonstigen externen Abrechnungsstelle, auch wenn diese die Lohn- und Gehaltsabrechnungen im Auftrag des Arbeitgebers vornehmen, ist im Rahmen der Lohnsteuer-Außenprüfung nicht vorgesehen – im Gegensatz zur Prüfung der Gesamtsozialversicherungsbeiträge durch die Deutsche Rentenversicherung.


Soll eine zeitgleiche Lohnsteuer-Außenprüfung durch das Finanzamt mit der Prüfung der Gesamtsozialversicherungsbeiträge durch die Deutsche Rentenversicherung verlangt werden, ist der Antrag an das Betriebsstättenfinanzamt zu richten.


Betriebsstättenfinanzamt ist das Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Betriebsstätte des Arbeitgebers befindet, also der Betrieb oder Betriebsteil, in dem der für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs maßgebende Lohn ermittelt und die Lohnbestandteile festgestellt werden, § 41a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG.









Vorbereitung der Betriebsprüfung / Mitwirkungspflichten des Arbeitgebers


Die Betriebsprüfung sollte vorbereitet werden, indem mindestens folgende Unterlagen zusammen- und bereitgestellt werden:




	Entgeltunterlagen beziehungsweise Lohn- und Gehaltskonten


	Beitragsabrechnungen und Beitragsnachweise


	sonstige Unterlagen, die für die Höhe des Arbeitsentgelts maßgeblich sind, zum Beispiel: Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen, Arbeitsverträge, Reisekostenabrechnungen, Stundenzettel, Fehlzeitenbelege und so weiter


	
Unterlagen aus dem Rechnungswesen, wie Geschäftsbücher, Summen- und Saldenlisten, Sachkonten mit dazugehörigen Belegen


	Unterlagen, aus denen sich eine Versicherungsfreiheit oder eine Befreiung von der Versicherungspflicht ergibt, zum Beispiel: Schulbescheinigungen, Immatrikulationsbescheinigungen, Erklärungen der geringfügig Beschäftigten über weitere Beschäftigungsverhältnisse, und so weiter


	Gesellschaftsvertrag, Anstellungsvertrag


	Prüfungsbericht/-e des Finanzamtes über erfolgte Lohnsteuer-Außenprüfungen sowie Bescheide des Finanzamtes im Zusammenhang mit einer Lohnsteuer-Außenprüfung, die den Zeitraum betreffen, der von der Deutschen Rentenversicherung geprüft werden wird.




Das Gesetz verpflichtet den Arbeitgeber, Entgeltunterlagen und Beitragsabrechnungen so zu führen und bereitzustellen, dass bei einer Prüfung innerhalb angemessener Zeit ein Überblick über die formelle und sachliche Richtigkeit der Entgeltabrechnungen ermöglicht wird, § 10 Abs. 1 BVV.


Dazu sind die Angaben vollständig, richtig, geordnet und in zeitlicher Folge vorzunehmen.


Erforderliche Darstellungsprogramme oder sonstige Hilfsmittel, zum Beispiel Personal, Bildschirme, Lesegeräte und so weiter hat der Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen. Die Personen, die innerhalb des Betriebes für die Lohnund Gehaltsabrechnungen zuständig sind, sollten verfügbar sein und Auskunft geben können.









Elektronisch unterstützte Betriebsprüfung


§ 28p Abs. 6a SGB IV schreibt vor, dass die Arbeitgeber dem zuständigen Rentenversicherungsträger die für die Betriebsprüfung erforderlichen Daten elektronisch zu übermitteln haben.


Verpflichtend ist die elektronische Übermittlung




	der Entgeltabrechnungsdaten seit dem 01.01.2023 und


	der Daten aus der Finanzbuchhaltung seit dem 01.01.2025.






Der Arbeitgeber kann jedoch bei dem zuständigen Rentenversicherungsträger beantragen, dass auf eine elektronische Übermittlung der gespeicherten Daten verzichtet wird, § 126 SGB IV. Dieser Verzicht auf die elektronische Übermittlung ist jedoch gesetzlich nur für Zeiträume bis zum 31.12.2026 vorgesehen.





Die elektronisch unterstützte Betriebsprüfung ersetzt nicht die Prüfung vor Ort. Wenn jedoch mit den elektronisch übermittelten Daten die Betriebsprüfung abgeschlossen werden kann, wird in der Regel eine Einsichtnahme vor Ort entfallen.


Die Deutsche Rentenversicherung Bund bestimmt in Grundsätzen bundeseinheitlich die näheren Einzelheiten zum Verfahren der Datenübermittlung und der dafür erforderlichen Datensätze und Datenbausteine. Diese Grundsätze werden regelmäßig überarbeitet und aktualisiert.


Grundsätzlich sind die elektronisch zu übermittelnden Daten aus einem systemgeprüften Entgeltabrechnungsprogramm zu übermitteln. Werden die Daten aus der Finanzbuchhaltung nicht durch ein systemgeprüftes Entgeltabrechnungsprogramm übermittelt, können sie über eine systemgeprüfte Schnittstelle oder ein systemgeprüftes Programmmodul aus einem Programm zur Finanzbuchhaltung an die Träger der Deutschen Rentenversicherung übermittelt werden.


Wechselt der Arbeitgeber das von ihm bisher verwendete systemgeprüfte Programm, ist er verpflichtet, die neuen Daten, die bis zum Wechsel entstanden sind und der nächsten Prüfung unterliegen, an die Deutsche Rentenversicherung zu übersenden, § 28p Abs. 6b SGB IV. Das Gleiche gilt bei Wechsel des Dienstleisters. Die Datenstelle der Deutschen Rentenversicherung wird diese Daten bis zum Abschluss der Prüfung speichern.


Systemgeprüft bedeutet, dass das Programm vom Software-Hersteller bei der ITSG (der informationstechnischen Servicestelle der gesetzlichen Krankenversicherung) eingereicht, von dieser geprüft und mit dem GKV-Zertifikat „systemuntersucht“ versehen wurde.


Ähnliches gilt für die systemgeprüfte Schnittstelle und das systemgeprüfte Programmmodul.


Arbeitgeber müssen also beim Erwerb der Software darauf achten, dass diese die Voraussetzung erfüllt, um den Sozialversicherungsträgern Daten elektronisch übermitteln zu können. Dies betrifft nicht nur die elektronisch unterstützte Betriebsprüfung, sondern zum Beispiel auch die Übersendung der regelmäßigen Meldungen und Beitragsnachweise.









Gegenstand der Betriebsprüfung durch die Deutsche Rentenversicherung


Geprüft wird die Richtigkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrages. Das bedeutet im Einzelnen die Prüfung:




	der Beiträge zur Krankenversicherung


	der Beiträge zur Pflegeversicherung


	der Beiträge zur Rentenversicherung


	der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung


	der Beiträge zur Unfallversicherung


	der Künstlersozialabgabe


	
der Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (dieses Gesetz gewährt Erstattung von Arbeitgeber-Aufwendungen bei Entgeltfortzahlung bzw. Mutterschutz)
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